
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Alterspolitik
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Parlamentarische Initiative
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Bieri, Niklaus
Gerber, Marlène
Heidelberger, Anja
Porcellana, Diane

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bieri, Niklaus; Gerber, Marlène; Heidelberger, Anja; Porcellana, Diane
2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Alterspolitik, Parlamentarische
Initiative, 1991 - 2018. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 09.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Verkehr und Kommunikation

1Strassenverkehr

2Raumplanung und Wohnungswesen

2Mietwesen

2Sozialpolitik
2Bevölkerung und Arbeit

2Arbeitsmarkt

3Arbeitnehmerschutz

3Sozialversicherungen

3Arbeitslosenversicherung (ALV)

4Soziale Gruppen

4Alterspolitik

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
ASTRA Bundesamt für Strassen
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge
AVIG Arbeitslosenversicherungsgesetz
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des
Etats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
OFROU Office fédéral des routes
LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et

invalidité
LACI Loi sur l'assurance-chômage
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die periodische Kontrolluntersuchung der Fahrtüchtigkeit von Autolenkerinnen und
Autolenkern soll nicht ab dem 70. Altersjahr einsetzen, sondern erst ab dem 75. Dies
verlangt eine parlamentarische Initiative Reimann (svp, AG), welche im Juni 2015 im
Nationalrat eingereicht worden war. In den Nachbarländern gebe es trotz der EU-
Führerscheinrichtlinie 2006/126/EG keine periodische Kontrolluntersuchung der
Fahrtüchtigkeit und im Vergleich zur Schweiz auch keine nennenswerten Unterschiede
in der Unfallstatistik. Der Bund missachte die Selbstverantwortung der älteren
Autofahrer, so Nationalrat Reimann. Die KVF-NR sah indes in der periodischen
Untersuchung ab dem 70. Altersjahr keine Diskriminierung und auch keine zu grosse
Einschränkung in der Selbstverantwortung und beantragte im November 2015 mit 15 zu
9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Eine Minderheit
Wobmann (svp, SO) stellte sich gegen diesen Antrag. Am 16. Dezember 2015 gab der
Nationalrat der parlamentarischen Initiative Reimann mit 97 zu 82 Stimmen bei 4
Enthaltungen Folge. Zusammen mit knappen Mehrheiten der Fraktionen von CVP und
FDP gewann die geschlossen stimmende SVP-Fraktion über die ablehnende Ratslinke.
Im April 2016 beantragte auch die KVF-SR mit 6 gegen 3 Stimmen, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Die periodischen
Kontrolluntersuchungen ab 70 Jahren seien nicht diskriminierend, zudem sei die
Regelung im Rahmen der Via Sicura optimiert worden. Die Kommission verwies weiter
auf das eigene Kommissionspostulat, welches eine Evaluation der Via Sicura-
Massnahmen fordert. Eine Minderheit Hösli (svp, GL) beantragte Folgegeben. Am 8. Juni
2016 debattierte die kleine Kammer über das Geschäft. In den Voten wurde
hauptsächlich auf die wissenschaftliche Evidenz eingegangen: Die Unfallstatistik zeige,
dass alte Fahrerinnen und Fahrer keine Risikogruppe darstellten. Konrad Graber (cvp,
LU) ging darauf nicht ein, empfahl dem Rat aber aus Effizienzgründen wie bei der
parlamentarischen Initiative Regazzi keine Folge zu geben und erst den Bericht über die
Evaluation der Via Sicura abzuwarten. Die kleine Kammer folgte entgegen diesem Votum
der Minderheit Hösli und gab der Initiative mit 22 zu 19 Stimmen (keine Enthaltungen)
Folge. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2016
NIKLAUS BIERI

Nach der Annahme der parlamentarischen Initiative Reimann (svp, AG) zur periodischen
Kontrolluntersuchung der Fahrtüchtigkeit ab 75 statt ab 70 Jahren, reichte die KVF-NR
im März 2017 den Entwurf zu einer entsprechenden Änderung des
Strassenverkehrsgesetzes ein. Im Mai 2017 nahm der Bundesrat dazu Stellung. Der
Bundesrat stellte darin fest, dass sich im Vernehmlassungsverfahren die Befürworter
und Gegner einer späteren Prüfung der Fahrtüchtigkeit die Waage halten. Weil der
Bundesrat die Eigenverantwortlichkeit der Seniorinnen und Senioren in diesem Bereich
fördern möchte, stimmte er einer Heraufsetzung des Untersuchungsalters zu, jedoch
unter dem Vorbehalt flankierender Massnahmen wie beispielsweise
Sensibilisierungskampagnen, damit die Verkehrssicherheit weiterhin gewährleistet sei. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.05.2017
NIKLAUS BIERI

Nachdem einer parlamentarischen Initiative Reimann (svp, AG) zur Heraufsetzung der
periodischen Kontrolluntersuchung der Fahrtüchtigkeit vom 70. auf das 75. Altersjahr
im Parlament Folge gegeben worden war, behandelte der Nationalrat im Juni 2017 eine
entsprechende Änderung des Strassenverkehrsgesetzes. Eine Mehrheit der KVF-NR
empfahl die Annahme, eine Minderheit Hardegger (sp, ZH) wollte die Vorlage so ändern,
dass eine erste obligatorische Untersuchung mit 70 Jahren stattfindet, die nächste aber
erst mit 75 (statt alle zwei Jahre, wie bisher). In der Debatte wurden hauptsächlich die
Antworten von Ärzteverbänden im vom Astra in dieser Sache durchgeführten
Vernehmlassungsverfahren herangezogen. Der Nationalrat folgte schliesslich seiner
Kommissionsmehrheit und nahm das höhere Alter bei der ersten
Fahrtüchtigkeitsprüfung mit 143 zu 15 Stimmen (bei 26 Enthaltungen) an. Im September
2017 stimmte auch der Ständerat der Vorlage trotz eines eindringlichen Appells von
Ständerat Jositsch (sp, ZH) mit 34 zu 4 Stimmen (5 Enthaltungen) zu. In den
Schlussabstimmungen vom 29. September 2017 wurde die Gesetzesänderung in beiden
Kammern klar angenommen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2017
NIKLAUS BIERI
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Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Neben fünf weiteren das Mietwesen betreffende parlamentarischen Initiativen (17.459,
17.491, 17.493, 17.514, 17.515) diskutierte die RK-NR im Juli 2018 auch eine
parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE), die ältere Menschen besser vor
missbräuchlichen Mietkündigungen schützen möchte. Der Initiant und Präsident des
Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverbandes (SMV) wollte im Mietrecht
spezifizieren, dass älteren Menschen nur bei Vorliegen wichtiger Gründe gekündigt
werden darf und der Vermieter im gegebenen Fall in der Pflicht steht, der Mieterpartei
eine alternative Mietlösung in unmittelbarer Nähe und zu vergleichbaren Konditionen
vorzuschlagen. Gerade ältere Menschen würden bei einem Umzug vor grosse
Herausforderungen gestellt; das Durchbrechen der gewohnten Routine und ein
allfälliger Verlust des sozialen Umfelds im Quartier wiegten bei dieser Personengruppe
besonders schwer, so der Initiant. Die RK-NR beantragte jedoch mit 15 zu 7 Stimmen,
der Initiative keine Folge zu geben. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.07.2018
MARLÈNE GERBER

Nachdem sich die RK-NR im Juli 2018 bereits deutlich gegen eine parlamentarische
Initiative Sommaruga (sp, GE) zur Verbesserung des Kündigungsschutzes für ältere
Mieter ausgesprochen hatte, bestätigte der Nationalrat in der Herbstsession 2018
diesen Entscheid, womit das Geschäft erledigt wurde. Ebenso wie eine weitere
parlamentarische Initiative des Präsidenten des Schweizerischen Mieterverbandes
(Pa.Iv. 17.459) lehnte der Nationalrat auch erwähntes Anliegen mit geschlossenen
Blöcken ab: Befürwortenden 52 Stimmen der Ratslinken standen 123 opponierende
Stimmen aus den Fraktionen der GLP, BDP, CVP, FDP und SVP gegenüber. Die Ausnahme
bildeten 2 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2018
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

L'initiative parlementaire déposée par Bea Heim (ps, SO) demande à ce que le potentiel
offert par les personnes âgées sur le marché du travail soit exploité et développé
intelligemment. Elle a pour but la création de bases légales qui prévoiraient des
dispositifs d'incitation et d'autres mesures concrètes afin de favoriser le maintien des
salariés d'un certain âge dans la vie active et d'améliorer leurs chances de réintégrer le
marché du travail. Le taux de chômage des personnes de 55 à 65 ans a augmenté ces
dernières années et celles-ci ont plus de difficultés que les jeunes à retrouver un
travail. Par conséquent, elles sont plus facilement à l'aide sociale. L'auteure de
l'initiative propose comme mesures l'instauration d'une politique de
perfectionnement, d'amélioration des qualifications pour ces personnes par exemple.
Des labels nationaux et des allocations d'initiation au travail compléteraient ces
mesures. 
La Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN) recommande de ne pas donner suite par 17 voix contre 8. Bien que sensible à cette
problématique, elle estime que l'instauration de nouvelles dispositions légales dans le
domaine de la formation continue n'est pas pertinente. Une minorité est d'avis qu'il y a
lieu d'agir et souhaite examiner l'opportunité  de nouvelles incitations pour les
employeurs et de mesures en matière de formation continue. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2017
DIANE PORCELLANA

Le groupe PBD a déposé une initiative parlementaire pour l'instauration d'un système
de prévoyance-temps. Les personnes étant de plus en plus en bonne santé et restant
actives à un âge avancé, il demande la mise en place d'un système fournissant les
services pour répondre aux besoins de ces dernières. En intégrant les différentes
générations, l'idée est que le prestataire d'un service puisse recevoir un crédit-temps
qu'il pourra échanger ensuite contre des prestations d'aide pour soi-même. Avec ce
système, les jeunes et les retraités pourraient prêter assistance aux personnes âgées.
Les bénéficiaires pourraient ainsi pourvoir le plus longtemps possible à leurs besoins
de logement et de mobilité individuels et maintenir des contacts sociaux. 
La Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national (CSSS-
CN) ne souhaite pas donner suite à cette initiative parlementaire par 15 voix contre 3 et

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2017
DIANE PORCELLANA
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6 abstentions. Elle est d'avis qu'il n'est pas nécessaire pour le moment de prendre des
mesures visant à traduire ce modèle dans la Constitution ou dans une loi. Le Conseil
national devra se pencher sur cet objet. 7

Arbeitnehmerschutz

Corrado Pardini (ps, BE) propose de compléter l'article 336c du Code des obligations
afin de garantir l'emploi des salariées et salariés âgés. Par l'ajout de l'alinéa 4,
l'employeur ne pourrait pas résilier le contrat d'un travailleur âgé de 55 ans avec au
moins dix années de service sans justifier de manière crédible que la résiliation ne
conduise pas à la substitution du travailleur par du personnel meilleur marché. Par 18
voix contre 7, la majorité des membres de la CAJ-CN ne souhaite pas donner suite à
l'initiative parlementaire. Elle rappelle que des mesures ont déjà été prises dans le
cadre de l'initiative visant à combattre la pénurie de personnel qualifié et de la mise en
œuvre de l'initiative «contre l'immigration de masse» afin de favoriser le maintien des
personnes âgées dans la vie active. Elle relève le risque d'une augmentation des
licenciements peu avant l'atteinte de l'âge limite ou le recours à des contrats à durée
déterminée. Au contraire, une minorité recommande d'y donner suite. Les risques de
chômage de longue durée et de dépendance à l'aide sociale vont s'intensifier sous
l'effet de la numérisation du marché du travail. Puisque le Conseil fédéral n'a, pour
l'heure, esquissé aucune solution en la matière, la minorité souhaite que le Parlement
prenne les devants par le biais de cette initiative. Lors du passage au Conseil national,
c'est la proposition de la majorité de la commission qui l'emporte par 138 voix contre
51. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
DIANE PORCELLANA

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Mit zwei parlamentarischen Initiativen (Pa.Iv. 16.502 und Pa.Iv. 16.503) wollte Min Li
Marti (sp, ZH) im Dezember 2016 die Situation älterer Arbeitsuchender im AVIG
verbessern. Mit der ersten Initiative sollte das AVIG zukünftig generell den Bedürfnissen
und Schwierigkeiten älterer Arbeitsuchender besser gerecht werden, die zweite
Initiative formulierte konkrete Vorschläge: So sollte bei über 55-Jährigen zukünftig auch
der Verdienst aus arbeitsmarktlichen Massnahmen versichert sein und die
Mindestbeitragszeit für den Maximalbezug von Arbeitslosengeld für dieselbe
Personengruppe von 22 auf 18 Monate reduziert werden. Die SGK-NR empfahl mit 18 zu
6 respektive 19 zu 6 Stimmen, den Initiativen keine Folge zu geben. Sie konzentriere sich
mit Hilfe der Wirtschaft lieber auf eine bessere Arbeitsmarkteingliederung der über 55-
Jährigen, deren Arbeitslosen- und Aussteuerungsquote überdies tiefer lägen als
diejenigen anderer Gruppen. Dabei nahm die Kommission auch Petitionen des Vereins
50plus outIn work Schweiz (heute Avenir50plus; Pet. 15.2038) sowie von Herrn Gotthold
Morach (Pet. 17.2004) zur Kenntnis. 
Nach einer hitzigen Debatte zur Frage, wie stark sich die Situation für die über 50-
Jährigen seit der Einführung der Personenfreizügigkeit verschlechtert habe, lehnte der
Nationalrat beide Initiativen in der Frühjahrssession 2018 mit 135 zu 52 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) respektive mit 129 zu 51 (bei 3 Enthaltungen) ab. Bei beiden
Abstimmungen waren die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktion sowie
EVP-Nationalrätin Marianne Streiff-Feller (evp, BE) – unterstützt in der zweiten
Abstimmung von Thomas Aeschi (svp, ZG) – in der Minderheit. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Soziale Gruppen

Alterspolitik

Der Nationalrat lehnte es ab, einer parlamentarischen Initiative der Grünen Fraktion
Folge zu geben, welche eine Änderung des Gesetzes über die berufliche Vorsorge BVG
in dem Sinn wollte, dass aus den Kapitalien der zweiten Säule jährlich ein
Solidaritätspromille in einem Fonds geäufnet und daraus generelle Einrichtungen der
Alters- und Hochbetagtenbetreuung und -pflege finanziert werden sollten. Da ihm das
Anliegen — nicht aber dessen Verquickung mit dem BVG — legitim erschien, überwies
der Rat anschliessend ein Kommissionspostulat, welches den Bundesrat ersucht zu
prüfen, wie in Zusammenarbeit mit den Kantonen und privaten Trägern zusätzliche
Mittel beschafft werden könnten, um Innovationen im Bereich der Unterbringung und
Betreuung von Hochbetagten zu fördern und Selbsthilfeprojekte von Seniorinnen und
Senioren sowie ihrer Angehörigen zu unterstützen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI
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